
Entschließung 
E 4'39 ·NR/XX. GP 

des Nationalrates vom 7. Oktober 1998 

betreffend die Fortführung der österreich ischen Antiatompolitik 

I. Die Bundesregierung wird ersucht, in Erfüllung bzw. Fortführung des Ministerratsbeschlusses 
vom 3. Dezember 1997 auch weiterhin auf internationaler sowie auf nationaler Ebene alle 
Möglichkeiten zur Umsetzung von Maßnahmen im Sinne der gemeinsamen ablehnenden Haltung 
gegenüber der Atomenergie zu nutzen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, betreffend das Kraftwerk Mochovce die bereits eingegangenen 
bzw. in den nächsten Monaten eingehenden internationalen Untersuchungsergebnisse (IAEO­
Arbeitsgruppe, IAEO-Mission und Konsortium im Auftrag der Europäischen Kommission) gen au 
zu prüfen sowie auf bi- und multilateraler Ebene auf die Einhaltung international anerkannter 
Sicherheitsgrundsätze für Mochovce zu bestehen. Die Slowakei ist erneut an ihre Zusage zu 
erinnern, das Atomkraftwerk Bohunice V -I ehemöglichst zu schließen. Insbesondere wird die 
Bundesregierung ersucht, mit der neuen slowakischen Regierung die begonnene energiewirt­
schaftliche Kooperation zwischen Österreich und der Slowakei im Hinblick auf nicht nukleare 
Alternativen und einen Ausstieg aus der Kernenergie fortzusetzen. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, im Rahmen des Behördenverfahrens zur geplanten Auswei­
tung des Atommüllagers Dukovany zu der erneut vorgelegten Umweltdokumentation wiederum 
eine Stellungnahme abzugeben, welche die Sicherheitsinteressen der österreichischen Bevölke­
rung, insbesondere der Grenzregion, wiedergibt. 

4. Der Bundeskanzler, die Bundesministerin für Frauenangelegenheiten und Verbraucherschutz, der 
Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr und der Bundesminister für Inneres werden 
ersucht, die Arbeiten der zur Frage des Atomtransportes durch Österreich eingesetzten Arbeits­
gruppe voranzutreiben und ehestmöglich diesbezügliche Maßnahmen umzusetzen. 

5. Die Bundesregierung wird ersucht, an die Vertreter der Tschechischen Republik heranzutreten, 
um ehestmöglich wirksamwerdende Ausstiegsszenarien aus der Atomkraft unter Berücksichtigung 
der ökonomischen Auswirkungen der Liberalisierung des Strombinnenmarktes einzufordern. Von 
österreichischer Seite ist dabei der Aspekt der Kostenwahrheit unter vollständiger Einbeziehung 
der Lebenszykluskosten der Kernenergie einzubringen. 

6. Die Bundesregierung wird ersucht, an die Europäische Kommission mit dem Ersuchen in 
geeigneter Weise heranzutreten, dem Rat Vorschläge für die Bereitstellung entsprechend hoher 
Mittel für Energiekonzepte, die den Ausstieg aus der Kernenergienutzung insbesondere in den 
assoziierten Staaten ermöglichen, vorzulegen. 

7. Die Bundesregierung wird ersucht, dahingehend an die Nachbarländer Österreichs heranzutreten, 
damit diese die ESPOO-Konvention über den grenzüberschreitenden Umweltschutz unterzeichnen 
bzw. in absehbarer Zeit ratifizieren. 

8. Die Bundesregierung wird ersucht, eine weitere Initiative dahingehend zu setzen, die Nachbar­
länder Österreichs zur Unterzeichnung bzw. Ratifizierung des im Zusammenhang mit Haftungs­
und Schadenersatzverfahren bei AtomunHillen bedeutenden Abkommens von Lugano aufzu­
fordern. 
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